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Habilitation 

 

§ 103.  

(1) Das Rektorat hat das Recht, auf Antrag die Lehrbefugnis (venia docendi) für ein ganzes  

wissenschaftliches oder künstlerisches Fach zu erteilen. Die beantragte Lehrbefugnis muss in den  

Wirkungsbereich der Universität fallen. Mit der Erteilung der Lehrbefugnis ist das Recht verbunden, 

die wissenschaftliche oder künstlerische Lehre an dieser Universität mittels deren Einrichtungen frei  

auszuüben sowie wissenschaftliche oder künstlerische Arbeiten (§§ 81 bis 83, § 124) zu betreuen 

und zu beurteilen. 

(2) Voraussetzung für die Erteilung der Lehrbefugnis ist der Nachweis einer hervorragenden  

wissenschaftlichen oder künstlerischen Qualifikation und der mehrmaligen Lehrtätigkeit an 

anerkannten postsekundären Bildungseinrichtungen zum Nachweis der didaktischen Fähigkeiten der 

Bewerberin oder des Bewerbers. 

(3) Die vorgelegten schriftlichen Arbeiten müssen 

1. methodisch einwandfrei durchgeführt sein, 

2. neue wissenschaftliche Ergebnisse enthalten und 

3. die wissenschaftliche Beherrschung des Habilitationsfaches und die Fähigkeit zu seiner  

Förderung beweisen. 

Die vorgelegten künstlerischen Arbeiten müssen die Fähigkeit zur Vertretung des künstlerischen 

Faches im Umfang der beantragten Lehrbefugnis beweisen. 

(4) Der Antrag auf Erteilung der Lehrbefugnis ist an das Rektorat zu richten. Dieses hat den Antrag,  

sofern er nicht mangels Zuständigkeit der Universität zurückzuweisen ist, an den Senat 

weiterzuleiten. 

(5) Die Vertreterinnen und Vertreter der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren im  

Senat haben auf Vorschlag der Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren des 

Fachbereichs mindestens zwei Vertreterinnen oder Vertreter des angestrebten Habilitationsfaches, 

darunter mindestens eine externe oder einen externen, als Gutachterinnen oder Gutachter über die 

vorgelegten wissenschaftlichen oder künstlerischen Arbeiten zu bestellen. Sie können diese Aufgabe 

aber auch an die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren des Fachbereichs und des 

fachlich nahestehenden Bereichs übertragen. 

(6) Die Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren des Fachbereichs und des fachlich  

nahestehenden Bereichs haben das Recht, Stellungnahmen zu den Gutachten abzugeben. 

(7) Der Senat hat eine entscheidungsbevollmächtigte Habilitationskommission einzusetzen. Die  

Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren stellen mehr als die Hälfte der Mitglieder der  

Habilitationskommission, die Studierenden mindestens ein Mitglied. 

(8) Die Habilitationskommission entscheidet auf Grund der Gutachten und Stellungnahmen. 

(9) Das Rektorat erlässt auf Grund des Beschlusses der Habilitationskommission den Bescheid über  

den Antrag auf Erteilung der Lehrbefugnis. Gegen diesen Bescheid ist Beschwerde an das  

Bundesverwaltungsgericht zulässig. 

(10) Das Rektorat hat einen Beschluss der Habilitationskommission zurückzuverweisen, wenn  

wesentliche Grundsätze des Verfahrens verletzt wurden. 

(11) Durch die Erteilung der Lehrbefugnis (venia docendi) wird weder ein Arbeitsverhältnis  

begründet, noch ein bestehendes Arbeitsverhältnis zur Universität verändert (Privatdozentin oder  

Privatdozent). 
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